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I. Allgemein 

 
Der Bundesverband der Freien Berufe e. V. (BFB) vertritt als einziger Spitzenverband der 
freiberuflichen Kammern und Verbände die Interessen der Freien Berufe, darunter 
sowohl Selbstständige als auch Angestellte, in Deutschland. Allein die rund 1,43 
Millionen selbstständigen Freiberufler steuern rund 327 Milliarden Euro und damit 10,8 
Prozent zum Bruttoinlandsprodukt bei. Sie beschäftigen fast über vier Millionen 
Mitarbeiter – darunter ca. 125.000 Auszubildende. Die Freien Berufe verfügen über ein 
intaktes Ausbildungssystem. Die Bedeutung der Freien Berufe für Wirtschaft und 
Gesellschaft geht jedoch weit über ökonomische Aspekte hinaus: Die 
Gemeinwohlorientierung ist ein Alleinstellungsmerkmal der Freien Berufe. 
 
Grundsätzlich begrüßt der BFB das Bestreben der Bundesregierung, die duale 
Ausbildung zu modernisieren und zu stärken. Das Gesetz zur Modernisierung und 
Stärkung der beruflichen Bildung (BBiMoG) sieht Änderungen des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO) vor. Der BFB 
unterstützt das Ziel, hält aber die meisten Regelungen für ausgesprochen kritisch, zumal 
sie drohen, die Absicht ins Gegenteil zu verkehren und am Ende einen Rückgang der 
Ausbildungsbereitschaft zur Folge haben.  
 
Ganz überwiegend jedoch sehen wir in den Neuregelungen an vielen zentralen und 
bisher sehr gut funktionierenden beziehungsweise sich in Weiterentwicklung 
befindlichen Strukturen sach- und wesensfremde Eingriffe des Staats in die Autonomie 
der Ausbilder und Auszubildenden. Mehr Staat und mehr Bürokratie werden sich eher 
ausbildungshindernd und für die Ausbilder demotivierend auswirken. Beispielhaft dafür 
ist die Einführung einer Art Fachaufsicht für Fortbildungsregelungen (Ziffer 3), die die 
bisherige Rechtsaufsicht des Staates erheblich ausdehnt und nicht einmal sicherstellt, 
dass eine einheitliche Bewertung in allen Bundesländern gewährleistet werden kann. 
Auch die Einführung einer Mindestaufwandsentschädigung (Ziffer 2) für ehrenamtliche 
Prüfer statt der bisherigen Pauschal-Entschädigung ist eine Grenzüberschreitung, die 
zudem das Wesen der Ehrenamtlichkeit verkennt und die Ehrenamtlichkeit einer 
Tätigkeit in Prüfungsausschüssen in Frage stellt. 
 
Als besonders kontraproduktiv bewertet der BFB die Einführung neuer beruflicher 
Fortbildungsstufen mit der Abschlussbezeichnung „Geprüfte/r Berufsspezialist/in“, 
„Bachelor Professional“ und „Master Professional“ (nachstehend Ziffer 5). Kritisch 
gesehen wird zudem die Änderung des Verzeichnisses der 
Berufsausbildungsverhältnisse (nachstehend Ziffer 1). Da das BBIG-neu Änderungen in 
nicht geringem Umfang vorsieht, wird eine Umsetzung frühestens zum 1. Januar 2021 
möglich sein. Der BFB bittet daher um entsprechende Anpassung der Regelung zum 
Inkrafttreten des Gesetzes. Es wäre zu begrüßen, wenn im Sinne der Stärkung und 
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Modernisierung der dualen beruflichen Bildung und Fortbildung in Deutschland die 
Anregungen des BFB Berücksichtigung finden würden. 
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II. Im Einzelnen 

 

1. Änderung des Verzeichnisses der Ausbildungsverhältnisse 

 
a) Regelung nach § 34 BBiG-E 
Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Stärkung und Modernisierung der beruflichen 
Bildung eine nicht unerhebliche Erweiterung der Eintragungen in das Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse vor. 
 
b) Kritik 
Damit verbunden ist eine erhöhte Anforderung von entsprechend abzufragenden Daten 
und Unterlagen für die zuständigen Stellen (vgl. § 34 (2) und (9) BBiG-E). Diese Daten 
stellen zwingende Eintragungsvoraussetzungen dar und müssen vollständig vorliegen, so 
dass hier neben dem grundsätzlichen neuen Aufwand im Rahmen der Abfrage der Daten 
auch mit einem erhöhten Nachforderungsaufwand bei Nichteinreichung zu rechnen ist.  
 
c) Lösungsvorschlag 
Mit der Ausweitung der Eintragungen im Verzeichnis der Berufsausbildungsverträge 
ist ein erhöhter Verwaltungs- und Erfüllungsaufwand für die zuständige Stelle 
verbunden (vgl. S.46, Teil A VI 4.3). Im Rahmen der Gesetzeserläuterung sollte 
zumindest klargestellt werden, dass die entsprechenden statistischen Meldungen erst 
ab dem Berichtsjahr 2021 bereitgestellt werden sollen. 
 

2. Mindestaufwandsentschädigung für Mitglieder in Prüfungsausschüssen 

 
a) Regelung nach § 40 Absatz 6 Satz 3 BBIG-E 
§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG-E sieht nach dem Beschluss des Bundesrates vom 28. Juni 
2019 vor, dass die Mindestaufwandsentschädigung für Mitglieder in 
Prüfungsausschüssen nach § 16 Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) für 
Zeitversäumnis künftig mindestens 6,00 Euro je Stunde betragen soll. 
 
b) Kritik 
Die Korrektur der schriftlichen Prüfungsleistung wird typischerweise durch eine 
pauschale Aufwandsentschädigung beziehungsweise nach der Anzahl der korrigierten 
Klausuren abgegolten. Der anfallende Zeitaufwand für die Klausurkorrektur fällt in den 
Prüfungsausschüssen sehr unterschiedlich aus und kann von der zuständigen Stelle 
weder nachvollzogen noch kontrolliert werden. Im Ergebnis würde es zu extrem 
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unterschiedlichen Entschädigungen für die gleiche Tätigkeit führen, daher sollte für 
schriftliche Prüfungen kein Bezug zu § 16 JVEG hergestellt werden. 
 
c) Lösungsvorschlag 
Der BFB lehnt einen Bezug zu § 16 JVEG bei Aufwandsentschädigungen für die 
Korrektur schriftlicher Prüfungsleistungen ab und schlägt die Einführung einer 
entsprechenden Regelung für die Anzahl der korrigierten schriftlichen 
Prüfungsleistungen vor. 
 

3. Einführung einer Fachaufsicht 

 
a) Regelung nach §47 Absatz 1 BBIG-E 
Der Gesetzentwurf des BBIG führt eine Art Fachaufsicht für 
Fortbildungsprüfungsregelungen ein, die nach der bisherigen Rechtslage im BBiG nicht 
vorhanden ist. Die zuständige oberste Landesbehörde muss danach die 
Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen bestätigen, damit zur 
bisherigen Abschlussbezeichnung die neuen Bezeichnungen „Geprüfter 
Berufsspezialist“, „Bachelor Professional“ und „Master Professional“ geführt werden 
können. Nach der aktuellen Rechtslage hat die oberste Landesbehörde gemäß § 47 
Abs. 1 BBiG die Prüfungsordnung nur auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Der 
Umfang beschränkt sich dabei auf die Übereinstimmung mit dem Berufsbildungsrecht 
und den Richtlinien des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung (HA-
BIBB). 
 
b) Kritik 
Nach der Neuregelung in § 54 Abs. 3 BBiG neu hat die oberste Landesbehörde die 
Übereinstimmung der Prüfungsordnung mit den inhaltlichen Anforderungen der 
Fortbildungsstufen nach §§ 53 a bis §53 d Abs. 2 bzw. 3 BBiG neu zu messen. Diese 
umfassen die fachlichen Qualifikationen an die jeweilige Fortbildungsstufe 
(Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkeiten, berufliche Handlungsfähigkeit, Fach- und 
Führungsfunktion, komplexe Aufgaben- und Problemstellungen, Mindestlernumfang 
etc.). Diese Überprüfung erfordert zwangsläufig eine fachliche und inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den Prüfungsinhalten und stellt damit eine Fachaufsicht dar. 
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c) Lösungsvorschlag 
Der BFB lehnt die Einführung einer Fachaufsicht für die Bestätigung der 
Abschlussbezeichnungen „geprüfter Berufsspezialist“, „Bachelor Professional“ und 
„Master Professional“ ab, da dem Berufsbildungsgesetz eine Fachaufsicht bisher 
fremd ist und eine einheitliche Bewertung in allen Bundesländern für 
Fortbildungsregelungen der Kammern nicht gewährleistet werden kann. 

 

 

4. Zulassung von Umschülern zur Zwischenprüfung 

 
a) Regelung nach § 48 Absatz 3 BBIG-E 
§ 48 Absatz 3 BBIG-E sieht vor, dass die Umschüler auf ihren Antrag zur 
Zwischenprüfung zuzulassen sind.  
 
b) Kritik 
Das Interesse des Gesetzgebers, Umschüler nach § 48, Absatz 3 BBIG-E zur 
Zwischenprüfung zuzulassen, steht ausweislich der Begründung des Regierungsentwurfs 
im direkten Zusammenhang zum „Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung 
und des Versicherungsschutzes in der Arbeitslosenversicherung (AWStG)“. In das AWStG 
wurde zur Verbesserung von Motivation und Durchhaltevermögen bei 
berufsabschlussbezogenen Weiterbildungen eine Weiterbildungsprämie eingeführt, die 
beim Bestehen einer Zwischenprüfung die Zahlung von 1.000 Euro sowie nach Bestehen 
der Abschlussprüfung eine Prämie von 1.500 Euro vorsieht (§131a, Absatz 3 SGB III). 
 
c) Lösungsvorschlag 
Nach Ansicht des BFB sollte für die zuständigen Stellen kein weiterer 
Bürokratieaufwand mit der Durchführung zusätzlicher Zwischenprüfungen zugemutet 
werden. Es wäre besser, innerhalb der Sonderregelungen zur beruflichen 
Weiterbildung nach dem Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III) eine geeignete Systematik 
zur Arbeitsförderung zu finden. Daher lehnt der BFB die Ergänzung von § 48 Absatz 3 
BBiG-E ab.  
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5. Neue Bezeichnungen der höherqualifizierenden Berufsbildung 

 
a) Regelung nach § 53a Absatz 1 BBiG-E 

 
Der Regierungsentwurf des Gesetzes zur Stärkung und Modernisierung der beruflichen 
Bildung vom 15. Mai 2019 sieht drei Fortbildungsstufen der höherqualifizierenden 
Berufsbildung vor: erstens der „geprüfte Berufsspezialist“, zweitens der „Bachelor 
Professional“, drittens der „Master Professional“.  
 
b) Kritik 
Durch „Bachelor Professional“ und „Master Professional“ droht eine große 
Verwechslungsgefahr mit den akademischen Studienabschlüssen des Bachelor-Master-
Systems. Das wird insbesondere junge Menschen bei der Berufsorientierung und 
Arbeitgeber irritieren. Anders als in der Gesetzesbegründung beschrieben, sind die 
zahlreichen Abschlüsse von Aufstiegsfortbildungen in der Öffentlichkeit bekannt und auf 
dem Arbeitsmarkt fest etabliert. Das birgt das Risiko, dass akademische Ausbildung und 
berufliche Fortbildung begrifflich in Konkurrenz zueinander treten. Berufs- und 
Studienabschlüsse sollten eindeutig benannt werden, statt durch die anvisierten neuen 
Bezeichnungen das anerkannte und vertraute System der beruflichen Bildung unnötig zu 
schwächen. Der Bundesrat hat sich in seinem Beschluss vom 28. Juni 2019 bereits gegen 
die Einführung eines Bachelor bzw. Master Professional ausgesprochen. Die 
Ländervertreter haben vorgeschlagen, im parlamentarischen Verfahren vielmehr 
vollständig neue Bezeichnungen zu finden. Konkrete Vorschläge liegen bisher nicht vor. 
 
c) Lösungsvorschlag 
Der BFB spricht sich mangels konkreter Vorschläge gegen die Einführung neuer 
Bezeichnungen für Fortbildungsprüfungen aus und plädiert für die Beibehaltung der 
alten etablierten Bezeichnungen der Aufstiegsfortbildungen. 
 

6. Zulassungsvoraussetzungen für die Fortbildungsstufen 

 
a) Regelung nach § 53b Absatz 3, § 53c Absatz 3,§ 53d Absatz 3 BBIG-E 
Als Voraussetzung für die Zulassung zu einer Prüfung der ersten Fortbildungsstufe ist in 
§ 53b Absatz 3 BBiG-E als Regelzugang der Abschluss in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf vorgesehen. Als Voraussetzung für die Zulassung zu einer Prüfung der 
zweiten beruflichen Fortbildungsstufe ist in § 53c Absatz 3 BBiG-E als Regelzugang der 
Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder ein Abschluss der ersten 
beruflichen Fortbildungsstufe festgelegt. Weitere Zulassungsvoraussetzungen sieht der 
Entwurf insoweit nicht vor. Des Weiteren setzen die neuen Fortbildungsabschlüsse den 
Abschluss der vorherigen Stufe voraus bzw. müssen zur nächsten Stufe hinführen. 
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b) Kritik  
Ein besonderer Mangel an Flexibilität der Fortbildungsstufen ergibt sich aus dem § 53a 
Absatz 2 BBiG, der fordert, dass jede Fortbildungsordnung, die auf eine 
höherqualifizierende Berufsbildung der ersten Fortbildungsstufe regelt, auf einen 
Abschluss der zweiten Fortbildungsstufe hinführen soll. In diesem Zusammenhang 
erhalten die §§ 53c Absatz 3 und §§ 53d Absatz 3 BBiG die Zulassungsvoraussetzungen, 
dass als Regelzugang für die zweite oder dritte Fortbildungsstufe ein Abschluss auf der 
ersten bzw. der zweiten Fortbildungsstufe erforderlich ist. 

 
Nicht jeder Teilnehmer an einer Fortbildungsprüfung möchte mehrere 
Fortbildungsstufen durchlaufen. Aufgrund dieser unflexiblen und nicht 
nachvollziehbaren Verzahnung der Fortbildungsstufen können Auszubildende nur mit 
einem hohen zeitlichen Aufwand die letzte Fortbildungsstufe erfolgreich abschließen. 
Für die Zulassung für die erste Fortbildungsstufe beläuft sich die Fortbildungsdauer inkl. 
Prüfungsvorbereitung und -durchführung in der ersten Stufe schätzungsweise auf 
mindestens 1,5 Jahre, in der zweiten Stufe auf mindestens 2,5 und in der dritten Stufe 
auf mindestens 3,5 Jahre. Zwischenzeitliche Pausen oder Fehlversuche sowie die 
aufzubringenden Kosten für die Prüfung bzw. Prüfungsvorbereitung werden bei dieser 
Betrachtung nicht berücksichtigt und ergeben eine Gesamtdauer von ca. 7,5 Jahren. 

 
In einer Gesamtbetrachtung ist eher davon auszugehen, dass Mitarbeiter zum Erreichen 
einer höheren Fortbildungsstufe vielmehr ein entsprechendes Studium absolvieren oder 
sich Schulabgänger für ein Studium entscheiden werden, anstatt den langwierigen Weg 
der fest aufeinanderfolgenden Fortbildungsstufen zu wählen. Im direkten Vergleich 
werden Schulabgänger ihre Berufswahl mit hoher Wahrscheinlichkeit zugunsten von 
gleichwertigen Bachelor-Studiengängen auf dem DQR-Niveau 6 treffen, da dieser bereits 
nach drei Jahren erreicht werden kann. Die dritte Fortbildungsstufe kann im Gegensatz 
dazu erst nach einer dreijährigen Berufsausbildung und dem Bestehen der beiden ersten 
Fortbildungsstufen erzielt werden. Dafür ist schätzungsweise eine zeitliche Dauer von 
sieben Jahren erforderlich.  
 
c) Lösungsvorschlag  
Ein flexibles System von Fortbildungsstufen, das Möglichkeiten des Überspringens 
oder des Auslassens einer oder mehrerer Stufen ermöglicht, wäre eine sinnvolle und 
attraktive Alternative zum aufgezeigten Vorschlag des Regierungsentwurfes. Eine 
Flexibilisierung könnte beispielsweise durch eine Anerkennung von Praxiserfahrung 
oder die Anknüpfung an den Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) erreicht werden, 
der national und sogar mittels Europäischem Qualifikationsrahmen (EQR) ein 
anerkanntes Transparenzinstrument für Aus-, Fortbildungs- und Hochschulabschlüsse 
ist. Mitarbeiter könnten auf diese Weise ihre Fortbildungswege individuell und flexibel 
festlegen. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung und Beschluss des Bundesrates für ein Gesetz zur 

Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung (Berufsbildungsmodernisie-

rungsgesetz – BBiMoG) 

Sehr geehrter Herr Dr. Rossmann, 

die Bundessteuerberaterkammer hat nunmehr zum „Gesetzentwurf der Bundesregierung für 

ein Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung (BBiMoG)“ unter Einbe-

ziehung des Beschlusses des Bundesrates vom 28. Juni 2019 die beigefügte Stellungnahme 

abgegeben (Anlage). Wir erlauben uns, Ihnen unsere Stellungnahme zur Verfügung zu stel-

len, um auf die bestehenden Problempunkte des Gesetzentwurfes hinzuweisen. 

Die Bundessteuerberaterkammer ist die Spitzenorganisation des steuerberatenden Berufs 

und vertritt fast 98.000 Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesell-

schaften in der Bundesrepublik Deutschland. Der Berufsstand bildet bundesweit derzeit mehr 

als 18.000 Auszubildende zum/r Steuerfachangestellten aus. Fast 4.000 Umschüler entschie-

den sich im vergangenen Jahr für diese berufliche Tätigkeit. Jährlich nehmen mehr als 2.000 

Kanzleimitarbeiterinnen und -mitarbeiter an den langjährig etablierten Fortbildungsprüfungen 

zum/r „Steuerfachwirt/in“ und zum/r „Fachassistent/in Lohn und Gehalt“ teil. 

Die Bundessteuerberaterkammer begrüßt, dass sich die Länder für die Schaffung einheitlicher 

und eigenständiger Abschlussbezeichnungen für die drei beruflichen Fortbildungsstufen im 

weiteren Gesetzgebungsverfahren ausgesprochen haben und von den kritischen Bezeichnun-

gen „Berufsbachelor“ und „Berufsmaster“ absehen. Darüber hinaus spricht sich die Bundes-

steuerberaterkammer gegen die Einführung von drei neuen beruflichen Fortbildungsstufen 

aus, da diese parallel und zu Lasten der etablierten Fortbildungsprüfungen gemäß § 54 BBiG 

eingeführt werden.  

 

Abt. Recht und Berufsrecht 

Unser Zeichen: Rb/Gl 

Tel.: +49 30 240087-15 

Fax: +49 30 240087-71 

E-Mail: berufsrecht@bstbk.de 

25. Juli 2019 

Herrn 
Dr. Ernst-Dieter Rossmann MdB 
SPD-Fraktion 
Vorsitzender des Ausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung 
im Deutschen Bundestag 
 

E-Mail: bildungundforschung@bundestag.de 
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Der Gesetzentwurf sowie die Stellungnahme des Bundesrates enthalten zudem Punkte, die 

weiterhin bzw. zusätzlich kritisch zu bewerten sind. Dazu gehören  

- die zwingende Ausweisung berufsschulischer Leistungsfeststellungen auf dem Zeugnis 

(§ 37 Abs. 3 BBiG-E), 

 

- die ehrenamtliche Aufsicht während der schriftlichen Abschlussprüfung (§ 40 Abs. 6 

Satz 1 BBiG-E), 

 

- die Einführung einer Mindestaufwandsentschädigung für Mitglieder in Prüfungsaus-

schüssen (§ 40 Abs. 6 Satz 3 BBiG-E),  

 

- der Anspruch von Umschülern auf Zulassung zur Zwischenprüfung (§ 48 Abs. 3 BBiG-E),  

 

- die Schaffung von einheitlichen gesetzlichen Zeugnismustern (§§ 53b, Abs. 5, 53c Abs. 5 

und 53d Abs. 5 BBiG-E)  

 

- die Einführung einer Fachaufsicht für die Bestätigung der Fortbildungsprüfungen durch 

die zuständigen obersten Landesbehörden (§ 54 Abs. 3 BBiG-E) und 

 

- die Einführung einer Verlaufsstatistik (§ 88 Abs. 1 BBiG-E). 

Wir übersenden Ihnen daher unsere Stellungnahme mit der dringenden Bitte um Überdenkung 

der Einführung der geplanten Fortbildungsstufen im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsver-

fahrens. 

Mit freundlichen Grüßen 

Thomas Hund 
Geschäftsführer 
 
 
 
Anlage 
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Vorbemerkung 
 

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vertritt als gesetzliche Spitzenorganisation die Ge-

samtheit der bundesweit fast 98.000 Steuerberater, Steuerbevollmächtigten und Steuerbera-

tungsgesellschaften in der Bundesrepublik Deutschland. Der Berufsstand bildet bundesweit 

derzeit fast 18.000 Auszubildende zum/r Steuerfachangestellten aus. Fast 4.000 Umschüler 

entschieden sich im vergangenen Jahr für diese berufliche Tätigkeit. Jährlich nehmen mehr 

als 2.000 Kanzleimitarbeiterinnen und -mitarbeiter an den langjährig etablierten Fortbildungs-

prüfungen zum/r „Steuerfachwirt/in“ und zum/r „Fachassistent/in Lohn und Gehalt“ teil.  

 

Die Arbeitsmarktsituation für Steuerfachangestellte ist sehr positiv. In den vergangenen zehn 

Jahren sanken die Arbeitslosenzahlen kontinuierlich und lagen im Dezember 2018 bei rund 

1.600 Arbeitssuchenden (Quelle: Bundesagentur für Arbeit). Seit dem Jahr 2015 überstieg die 

Anzahl der bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten offenen Arbeitsstellen erstmals die 

Anzahl der gemeldeten arbeitslosen Personen und lag im Dezember 2018 bei rund 3.200 ge-

meldeten offenen Arbeitsplätzen. Nach den Ergebnissen der Qualifikations- und Berufsprojek-

tionen des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Arbeitsmarkt und Be-

rufsforschung (IAB) wird sich der Ausbildungsberuf positiv entwickeln. Nach den Studiener-

gebnissen kommt es bis zum Jahr 2035 – entgegen einer in der Öffentlichkeit weit verbreite-

ten Meinung – zu keinem sinkenden Personalbedarf bzw. -angebot aufgrund der Digitalisie-

rung und Automatisierung, sondern zu einer weiteren Steigerung des Personalbedarfs in den 

nächsten Jahrzehnten. Die gesamte Branche wird aller Wahrscheinlichkeit nach von derzeit 

242.900 Arbeitskräften auf ca. 273.000 anwachsen. 

 

Die Ausbildungssituation hat sich in den vergangenen Jahren ebenfalls sehr gut entwickelt. In 

den Rankings der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge des Bundesinstituts für Berufs-

bildung (BIBB) zum 30. September und des Statistischen Bundesamtes zum 31. Dezember 

liegt die Ausbildung zum/r Steuerfachangestellten derzeit jeweils auf Platz 22 aller 326 Aus-

bildungsberufe.  
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Das Bestreben der Bundesregierung und des Bundesrates, die duale Ausbildung zu moderni-

sieren und zu stärken, wird von der Bundessteuerberaterkammer grundsätzlich begrüßt. Her-

vorzuheben ist dabei insbesondere die Einführung einer Mindestausbildungsvergütung und 

die Förderung der Teilzeitausbildung. Im Gegensatz dazu wird die Einführung neuer berufli-

cher Fortbildungsstufen und die damit verbundenen Zulassungsvoraussetzungen als beson-

ders kritisch eingestuft (§§ 53 ff. BBiG-E). Die etablierten Fortbildungsprüfungen sind im Be-

rufsstand bekannt und haben sich seit vielen Jahrzehnten bewährt. Im Gegensatz zu den 

Fortbildungsstufen sind diese flexibel strukturiert und ermöglichen Mitarbeitern individuelle 

Fortbildungswege. 

 

Kritisch werden seitens der Bundessteuerberaterkammer ebenfalls die nachfolgenden geplan-

ten Gesetzesänderungen gesehen: 

 

- zwingende Ausweisung berufsschulischer Leistungsfeststellungen auf dem Zeugnis (§ 37 

Abs. 3 BBiG-E), 

 

- ehrenamtliche Aufsicht während der schriftlichen Abschlussprüfung (§ 40 Abs. 6 Satz 1 

BBiG-E), 

 

- Einführung einer Mindestaufwandsentschädigung für Mitglieder in Prüfungsausschüssen 

(§ 40 Abs. 6 Satz 3 BBiG-E),  

 

- Anspruch von Umschülern auf Zulassung zur Zwischenprüfung (§ 48 Abs. 3 BBiG-E),  

 

- Schaffung von einheitlichen gesetzlichen Zeugnismustern (§§ 53b, Abs. 5, 53c Abs. 5 und 

53d Abs. 5 BBiG-E), 

 

- Einführung einer Fachaufsicht für die Bestätigung der Fortbildungsprüfungen durch die 

zuständigen obersten Landesbehörden (§ 54 Abs. 3 BBiG-E), 

 

- Einführung einer Verlaufsstatistik (§ 88 Abs. 1 BBiG-E). 

 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung und der Beschluss des Bundesrates zur Modernisie-

rung und Stärkung der beruflichen Bildung (BBiMoG) sehen Änderungen des Berufsbildungs-

gesetzes (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO) vor. Für die Ausbildung in den Steuerbe-

ratungskanzleien bzw. die Zuständigkeit der Steuerberaterkammern als zuständige Stellen 
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nach § 71 Abs. 5 BBiG ist die HwO nicht einschlägig. Daher wird nur zu einzelnen Änderun-

gen des Berufsbildungsgesetzes wie folgt Stellung genommen: 

 

1. Mindestvergütung für Auszubildende 
 

Die gesetzliche Verankerung einer Mindestvergütung für Auszubildende in § 17 Berufsbil-

dungsgesetz wurde seitens der Bundessteuerberaterkammer bereits im Rahmen der Stel-

lungnahme zum Referentenentwurf vom 18. Dezember 2018 grundsätzlich begrüßt. Bereits 

zum heutigen Zeitpunkt erfüllen die Steuerberaterkammern in mehr als ausreichendem Maß 

die in § 17 Abs. 2 BBiG-E gesetzlich verankerte monatliche Mindestvergütung bzw. über-

schreiten diese erheblich, indem entsprechende Empfehlungen für die Höhe der Ausbildungs-

vergütung für die Ausbildung zum/r Steuerfachangestellten festlegt werden. Die empfohlene 

Ausbildungsvergütung wird von den  21 Steuerberaterkammern fortlaufend angepasst und re-

gelmäßig erhöht. Sie liegt mit Stand zum 14. Mai 2019 im Bundesdurchschnitt bei  

 

- 793,00 € im 1. Ausbildungsjahr, 

- 893,00 € im 2. Ausbildungsjahr und 

- 998,00 € im 3. Ausbildungsjahr. 

 

Die Spannweite der Ausbildungsvergütung liegt in den einzelnen Kammerbezirken zwischen  

 

- 650,00 € und 1.000,00 € im 1. Ausbildungsjahr,  

- 750,00 € und 1.050,00 € im 2. Ausbildungsjahr und  

- 850,00 € und 1.100,00 € im 3. Ausbildungsjahr. 

 

Aktuell sind bis zum Jahr 2020 weitere Erhöhungen von vier Steuerberaterkammern ange-

kündigt, die die dargestellte durchschnittlich empfohlene Ausbildungsvergütung weiter erhö-

hen werden. 

 

Nach § 17 Abs. 3 und 4 BBiG-E wird hinsichtlich der Angemessenheit der tarifvertraglichen 

Regelungen ein besonderer Vorrang gegenüber der gesetzlichen Mindestausbildungsvergü-

tung eingeräumt. Im Gegensatz dazu finden die Empfehlungen zur Ausbildungsvergütung der 

zuständigen Stellen nicht tarifgebundener Berufsgruppen keine Erwähnung.  
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Die Bundessteuerberaterkammer fordert daher eine Gleichsetzung der Empfehlungen der zu-

ständigen Stelle mit den tarifvertraglichen Regelungen. Hintergrund ist, dass ohne explizite 

Erwähnung der Kammerempfehlungen argumentiert werden könnte, dass für den steuerbera-

tenden Beruf und andere nicht tarifgebundene Berufsgruppen lediglich die Mindestausbil-

dungsvergütung maßgeblich ist.  

 

2. Stärkung der Teilzeitberufsausbildung 
 

Die Berufsausbildung zum/r Steuerfachangestellten ist ein von Frauen dominierter Beruf. Der 

Anteil der männlichen bzw. weiblichen Auszubildenden ist weitestgehend konstant und steht 

in einem 2/3- zu 1/3-Verhältnis. Im Jahr 2018 wählten 68,3 % der Frauen und 31,7 % der 

Männer den Ausbildungsberuf. Im Rahmen einer Detailbetrachtung ist erkennbar, dass der 

Anteil der männlichen Auszubildenden das achte Jahr in Folge minimal anstieg (Zuwachs zwi-

schen 0,1 und 0,9 % seit dem Jahr 2010). Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit vom 

Mai 2018 beträgt der Frauenanteil 80,3 % und der Männeranteil 19,7 % auf dem Arbeitsmarkt. 

Insgesamt ergibt sich eine Teilzeitbeschäftigungsquote von 31,7 % für Steuerfachangestellte. 

 

Aus diesem Grund hat die Bundessteuerberaterkammer bei der neuen Fortbildungsprüfung 

zum/r „Fachassistent/in Rechnungswesen und Controlling“, die ab Oktober 2019 erstmals 

durchgeführt wird, angepasste Zulassungsvoraussetzungen eingeführt, die insbesondere 

Teilzeitbeschäftigungen berücksichtigen. Die bereits langjährig bestehenden Fortbildungsprü-

fungen zum/r „Steuerfachwirt/in“ und zum/r „Fachassistent/in Lohn und Gehalt“ erfordern be-

rufspraktische Vollzeit-Tätigkeiten für die Zulassung zur Prüfung. Künftige Anpassungen die-

ser Fortbildungen sollen in entsprechender Weise ebenfalls auf Teilzeitbeschäftigungsverhält-

nisse eingehen. 

 

Insgesamt begrüßt die Bundessteuerberaterkammer die Förderung der Teilzeitberufsausbil-

dung gemäß § 7a BBiG-E. 
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3. Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion 
 

Die Bundessteuerberaterkammer begrüßt die Verankerung der Kompetenz zur Förderung von 

Integration und Inklusion in § 30 Abs. 1 BBiG-E, die in der Ausbilder-Eignungsverordnung 

(AEVO) näher geregelt werden kann und spricht sich für die Beibehaltung des Geltungsbe-

reichs der AEVO in der derzeit geltenden Fassung aus. 

 

4. Änderung des Verzeichnisses der Berufsausbildungsverhältnisse  
 

Die Beachtung der gesetzlichen Änderungen für das Verzeichnis der Berufsausbildungsver-

hältnisse bedeutet für die Steuerberaterkammern einen hohen finanziellen und zeitlichen Auf-

wand. Die neu hinzutretenden bzw. entfallenden Merkmale müssen nicht nur im Verzeichnis 

der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen werden, sondern erfordern auch eine entspre-

chende Erhebung. Diese Datenerhebung erfolgt durch entsprechende Angaben im Ausbil-

dungsvertrag bzw. in den Anträgen zur Eintragung in das Ausbildungsverzeichnis. Diese For-

mulare müssen von den Steuerberaterkammern nicht nur an die neuen gesetzlichen Vorga-

ben angepasst, sondern auch gedruckt und den Ausbildungskanzleien zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Im Hinblick auf die fortschreitende Digitalisierung von Prozessen führen die Steuerberater-

kammern derzeit das System „Berufsausbildungsvertrag-Online (BAV)“ ein. Darunter ist zu 

verstehen, dass die Ausbildungsverträge und Anträge zur Eintragung in das Ausbildungsver-

zeichnis nicht mehr als gedruckte Formulare oder ausfüllbare PDF-Dateien bereitgestellt wer-

den. Die Inhalte der Ausbildungsverträge müssen auch nicht mehr manuell in den Geschäfts-

stellen der Kammerbezirke in das Verzeichnis der Ausbildungsverhältnisse eingegeben wer-

den, sondern werden mittels einer Online-Plattform digital erfasst. Der Vorteil dieses Systems 

ist insbesondere, dass der Ausbilder alle erforderlichen Daten im System digital hinterlegt und 

anschließend den Ausbildungsvertrag zur Unterzeichnung durch den Ausbilder und den Aus-

zubildenden ausdrucken kann. Der unterschriebene Vertrag und der Antrag werden dann zur 

Genehmigung und Eintragung in das Verzeichnis der Ausbildungsverhältnisse an die zustän-

dige Steuerberaterkammer übersandt. Sobald diese Unterlagen in der Kammergeschäftsstelle 

vorliegen, kann mittels einer Vertrags-ID der im System hinterlegte Datensatz aufgerufen  
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werden, welcher dann in wenigen Schritten direkt in das Verzeichnis der Ausbildungsverhält-

nisse digital und medienbruchfrei importiert wird. Auf diese Weise entfallen zeitaufwendige 

und fehleranfällige Prozesse im Rahmen der Genehmigung des Ausbildungsvertrages durch 

die Steuerberaterkammern als zuständige Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz. 

 

Dieses System muss ebenfalls durch die Änderung von § 34 BBiG-E. angepasst werden. Da-

zu ist eine Überarbeitung der Online-Plattform mit der damit verbundenen Datenbank und der 

Schnittstelle zum Verzeichnis der Ausbildungsverhältnisse in jedem Kammerbezirk erforder-

lich, der das neue System bereits nutzt. Diese technischen Anpassungen sind kosten- und 

zeitintensiv. Derartige Anpassungsmaßnahmen spiegeln sich im Regierungsentwurf bisher 

nicht wider und sollten bei der Darstellung des Erfüllungsaufwandes der Steuerberaterkam-

mern als zuständige Stellen Berücksichtigung finden.  

 

5. Angabe von Berufsschulnoten auf dem Zeugnis 
 

Nach dem Beschluss des Bundesrates sollen nach § 37 Abs. 3 BBiG-E berufsschulische Leis-

tungsfeststellungen auf dem Zeugnis durch die zuständigen Stellen zwingend ausgewiesen 

werden, sofern der Auszubildende dem nicht durch Antrag widerspricht. 

 

Der Vorschlag der Bundesregierung, nachdem eine entsprechende Ausweisung auf dem 

Zeugnis nur erfolgt, sofern der Auszubildende dies beantragt hat, ist nach Ansicht der Bun-

dessteuerberaterkammer der praxistauglichere Vorschlag.  

 

Der Bundesratsvorschlag berücksichtigt nicht die Konsequenzen des Fehlens dieser Durch-

schnittsnote auf dem Prüfungszeugnis. Bei zukünftigen Arbeitgebern könnte das Fehlen ein 

sofortiges Ausschlusskriterium im Bewerbungsverfahren darstellen, da im Regelfall eine feh-

lende Ausweisung Rückschlüsse auf schlechte Noten in der Berufsschule zulässt.  

 

Außerdem ergeben sich verschiedene Praxisprobleme für die zuständige Stelle, um die Be-

rufsschulnoten rechtzeitig vor den Abschlussfeiern zusammenzutragen und auf dem Zeugnis 

auszuweisen. Teilweise ist diese gesetzliche Forderung auch gar nicht umsetzbar.  
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Dies ergibt sich gerade aus den nachfolgenden Fallkonstellationen: 

 
- Auszubildende besuchen Berufsschulen in anderen Kammerbezirken bzw. die Ausbil-

dungskanzlei liegt in einem anderen Kammerbezirk. 

- Externe Prüfungsteilnehmer nach § 43 Abs. 2 und § 45 Abs. 2 BBiG, die keine Berufs-

schule besuchen. 

- Abschlussprüfung vor dem Ende des Berufsschuljahres und Erstellung des Kammer-

zeugnisses vor Feststehen der Berufsschulnoten. 

 

Im Ergebnis spricht sich die Bundessteuerberaterkammer gegen eine verpflichtende Auswei-

sung der Berufsschulnoten auf dem Abschlusszeugnis aus, um Nachteile für Auszubildende 

mit schlechten Berufsschulnoten bzw. für Auszubildende ohne Berufsschulpflicht und überbe-

triebliche Umschüler zu vermeiden. 

 

Die Bundessteuerberaterkammer empfiehlt die Beibehaltung der gesetzlichen Regelung, bei 

der Auszubildende eine Ausweisung der Berufsschulnoten nach § 37 Abs. 3 Satz 2 BBiG bei 

Bedarf beantragen können. Es wird jedoch empfohlen, den Begriff „berufsschulische Leis-

tungsfeststellungen“ gesetzlich konkreter zu definieren, da dieser in der Praxis weit ausgelegt 

wird. Eine Klarstellung wird dahingehend empfohlen, dass es sich lediglich um „Abschlussno-

ten“ handeln kann. 

 

6. Ehrenamtliche Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung 
 

§ 40 Abs. 6 Satz 1 BBiG-E sieht nach dem Beschluss des Bundesrates vor, dass die Aufsicht 

bei der schriftlichen Prüfung künftig nur noch ehrenamtlich erfolgen soll. Aus der Gesetzesbe-

gründung ergibt sich zudem, dass diese Tätigkeit auch sonstige vor- und nachgelagerte Auf-

gaben umfasst. Beispielsweise werden das Sortieren und Kommissionieren von Prüfungsun-

terlagen, der Transport der Prüfungsunterlagen zu und vom Prüfungsort sowie die Vorberei-

tung des Prüfungsraumes genannt. 

 

Eine derartige Ausweitung der ehrenamtlichen Tätigkeit auf die Prüfungsaufsicht ist nach Auf-

fassung der Bundessteuerberaterkammer praxisfern und führt zu einer weiteren Verknappung 
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der Bereitschaft, sich ehrenamtlich in Prüfungsausschüssen zu engagieren. Derartige vor- und 

nachgelagerte Tätigkeiten werden überwiegend von hauptamtlichen Mitarbeitern der Steuer-

beraterkammern durchgeführt, die die Prüfungsorganisation rechtssicher durchführen. 

 

Gerade in Kammerbezirken mit einer sehr hohen Anzahl an Prüfungskandidaten, wie es bei-

spielsweise zur Abschlussprüfung 2019/2020 in den Kammerbezirken Niedersachsen (803 

Auszubildende), München (672 Auszubildende) und Westfalen-Lippe (629 Auszubildende)  

– jeweils im 3. Ausbildungsjahr – der Fall sein wird, ist eine Prüfungsorganisation allein durch 

das Ehrenamt nicht realisierbar.  

 

Im Kammerbezirk Köln hat die Bezirksregierung gegenüber den Berufskollegs klargestellt, 

dass nur die Prüfungstätigkeit bei der mündlichen Prüfung ein Dienstgeschäft darstellt und für 

die Prüfungsaufsicht kein Unterricht ausfallen darf. Um die Aufsicht bei anstehenden Prüfun-

gen zu gewährleisten, müssen zwingend Personen, die nicht als Prüfer berufen worden sind 

sowie Mitarbeiter der Kammergeschäftsstelle als Aufsicht beauftragt werden. 

 

Ferner wird in Literatur und Rechtsprechung eindeutig davon ausgegangen, dass der Einsatz 

von Helfern bei der Prüfungsaufsicht zulässig ist und rechtssicher ausgeführt wird: 

 

- Herkert/Töltl, § 37 BBiG, Rdnr. 11: 

 
Durchzuführen sind Abschlussprüfungen. Das „Durchführen“ beinhaltet die gesamte Vorberei-

tung in formeller und materieller Hinsicht (z. B. Ausschreibung, Terminbestimmungen, Raum-

beschaffung sowie Prüfungsaufgabenerstellung), die Abnahme (Ermittlung und Bewertung der 

Prüfungsleistungen) sowie die Nachbereitung (z. B. Mitteilung der Ergebnisse sowie Erstel-

lung der Zeugnisse einschließlich ihrer Aushändigung). Im Hauptteil der Durchführung, der 

Abnahme, sieht § 39 BBiG die Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse vor, sodass also 

im Übrigen die zuständige Stelle durch die Geschäftsführung verantwortlich bleibt. 

Deshalb hat der Vorsitzende eines Prüfungsausschusses auch keinen Anspruch darauf, die 

Prüfungsaufgaben selbst auszuwählen, noch darauf, den Ort der Prüfung und die Art der Prü-

fungsaufsicht an seine Zustimmung zu binden (VGH München, Urt. V. 2.6.1976, RzB S. 167). 
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- Herkert/Tötl, § 39 BBiG, Rdnr. 27: 

 
Soweit Prüfer außerhalb der Prüfungsabnahme oder der Entscheidung nach § 46 Abs. 1 

Satz 2 tätig werden, z. B. im Rahmen der Prüfungsaufgabenerstellung oder Prüfungsaufsicht, 

werden sie nicht in ihrer unmittelbaren Zuständigkeit, sondern als sachkundiger Helfer tätig. 

Die zuständige Stelle braucht also hierfür nicht notwendigerweise auf die Prüfungsausschüs-

se als Organe in beschlussfähiger Zusammensetzung zurückzugreifen. Die „Abnahme“ er-

streckt sich auch nicht auf den organisatorischen Teil der Prüfungsdurchführung, für 

die die Geschäftsführung der zuständigen Stelle verantwortlich bleibt. 

 

Aus diesen Gründen lehnt die Bundessteuerberaterkammer die ausschließliche Verantwort-

lichkeit der ehrenamtlichen Prüfungsausschussmitglieder für die Prüfungsaufsicht ab. 

 

7. Mindestaufwandsentschädigung für Mitglieder von Prüfungsausschüssen 
 

§ 40 Abs. 6 Satz 3 BBiG-E sieht die Einführung einer Mindestaufwandsentschädigung für Mit-

glieder von Prüfungsausschüssen nach § 16 Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz 

(JVEG) vor, nach dem die Entschädigung für Zeitversäumnis 6,00 Euro je Stunde beträgt. 

Die Entschädigung der Mitglieder von Prüfungsausschüssen durch die Steuerberaterkammern 

erfolgt bereits auf sehr angemessene Art und Weise. Im Regelfall werden für mündliche  

Prüfungen Halb- oder Ganztagespauschalen gezahlt, die bis zu 150,00 bzw. 300,00 Euro be-

tragen. In Einzelfällen erfolgt eine stundenweise Abrechnung mit einem Stundensatz mit bis 

zu 20,00 Euro. Bei schriftlichen Prüfungen erfolgt eine Entschädigung pro korrigierter Prü-

fungsklausur, die bis zu 25,00 Euro für die Erstkorrektur und bis zu 20,00 Euro für die Zweit-

korrektur beträgt. Fahrtkosten werden zusätzlich erstattet. 

 

Die Bundessteuerberaterkammer lehnt die Einführung einer Mindestaufwandsentschädigung 

für Mitglieder von Prüfungsausschüssen ausschließlich nach Stundensätzen ab. Es besteht 

die Gefahr, dass bei einer entsprechenden Entschädigungsregelung die Ehrenamtlichkeit ei-

ner Tätigkeit in Prüfungsausschüssen in Frage gestellt ist. 
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Typischerweise wird die Korrektur der schriftlichen Prüfungsleistung durch eine pauschale 

Aufwandsentschädigung abgegolten. Im Ehrenamt werden im Interesse des Gemeinwohls 

ausgeübte Tätigkeiten und keine konkreten Tätigkeitsstunden entschädigt. Der Einsatz im Eh-

renamt ist allumfassend und geht weit über die Ableistung einzelner Tätigkeitsstunden hinaus. 

Die Einführung von Aufwandsentschädigungen nach Stundensätzen würde einem Stunden-

lohn entsprechen und der Realität der ehrenamtlichen Tätigkeit widersprechen. Zwar bedarf 

es auch für die Beurteilung der Angemessenheit der Entschädigung einer Einschätzung des 

mit dem Ehrenamt verbundenen Aufwandes; dies bedingt jedoch keine stundengenaue Ab-

rechnung, zumal eine solche im Hinblick auf Vorbereitungs- und Nachbereitungszeiten ohne-

hin nicht nachprüfbar wären. Insgesamt dürfte bei einer Tätigkeit in Prüfungsausschüssen der 

Zeitaufwand für die Korrektur einer Klausur sehr unterschiedlich ausfallen und kann von der 

zuständigen Stelle weder nachvollzogen noch kontrolliert werden. Im Ergebnis würde es zu 

extrem unterschiedlichen Entschädigungen unter den Prüfungsausschussmitgliedern für die 

gleiche Tätigkeit führen. 

 

Die Bezugnahme zum JVEG, das die Vergütung von Sachverständigen, Dolmetschern und 

Übersetzern sowie die Entschädigung von ehrenamtlichen Richtern, Zeugen und Dritten re-

gelt, bildet keine vergleichbare Sach- und Rechtsgrundlage, da andere Tätigkeiten und insbe-

sondere keine Prüfungstätigkeiten im Rahmen von Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen nach 

diesem Gesetz entschädigt werden. Dies ist klar aus dem Anwendungsbereich des JVEG er-

sichtlich. 

 

Aus diesen Gründen fordert die Bundessteuerberaterkammer, die Mindestaufwandsentschä-

digung für Mitglieder von Prüfungsausschüssen nicht einseitig nach Stundensätzen gesetzlich 

zu definieren, sondern auch pauschaliert für die Korrektur einer Klausur.  

 

8. Beurteilungsspielraum bei der Feststellung von Prüfungsergebnissen  
 

Der Regierungsentwurf sieht in § 42 Abs. 5 BBiG-E vor, dass bei unterschiedlichen Bewertun-

gen der Prüfungsergebnisse durch zwei Prüfer, die nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren 

Punkte voneinander abweichen, sich die endgültige Bewertung über den Durchschnitt der 

beiden Bewertungen errechnet. 
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Nach Ansicht der Bundessteuerberaterkammer wird mit dieser gesetzlichen Verankerung der 

Feststellung des Prüfungsergebnisses in die eigenständige Urteilsbildung von Prüfern einge-

griffen.  

 

Hintergrund ist, dass bei einer Abschlussprüfung im Regelfall ein „100-Punkte-

Bewertungsschema“ vorliegt und eine Abweichung von nicht mehr als 10 Prozent mithin einen 

Unterschied von 10 Bewertungspunkten ausmacht. Innerhalb dieser Bewertungsspanne ent-

scheidet sich jedoch oftmals der Wechsel von einer Note zur anderen oder Bestehen oder 

Nichtbestehen des Prüfungskandidaten. 

 

Das bisherige Bewertungsverfahren – nachdem sich der Prüfungsausschuss über die Einzel-

bewertungen austauschen und zu einem Gesamtergebnis kommen muss – hat sich bewährt, 

ist fair gegenüber dem Prüfungskandidaten und gewährleistet einen ausreichenden Beurtei-

lungsspielraum bei Prüfungsentscheidungen, der letztlich durch die Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts höchstrichterlich anerkannt ist. 

 

9. Unterschriftserfordernis für Ausbildungsnachweise  
 

Nach § 43 Abs. 1 BBiG-E soll die schriftliche und elektronische Führung des Ausbildungs-

nachweises, die erst im April 2017 neu eingeführt wurde, dahingehend geändert werden, dass 

der Ausbildungsnachweis nicht mehr „abgezeichnet“, sondern „unterzeichnet“ werden muss. 

 

Die Bundessteuerberaterkammer fordert, auf das Schriftformerfordernis beim Ausbildungs-

nachweis und das geplante authentifizierte Unterschriftserfordernis vollständig zu verzichten. 

Es ist aus praktischen, ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten weder Ausbildern 

noch Auszubildenden vermittelbar, warum ein elektronisch geführtes Ausbildungsnachweis-

heft ausgedruckt und unterzeichnet werden muss oder mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur versehen werden muss, wenn ein damit verbundener Medienbruch mittels anderer 

Authentifizierungsverfahren durch die zuständigen Stellen im vergleichbaren Maß sicherge-

stellt werden kann. Beispielsweise kann ein mehrstufiges Authentifizierungsverfahren genutzt 

werden, bei dem sich der Ausbilder per E-Mail zunächst registrieren muss und von der zu-

ständigen Stelle freigeschaltet wird. Der Ausbilder lädt in einem zweiten Schritt seine/n  
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Auszubildenden zum Registrierungsverfahren ein und schaltet dann den Zugang zum elektro-

nischen Ausbildungsnachweis frei. Sämtliche Zugänge sind per Passwort geschützt. Ein der-

artiges Portal wird beispielsweise bereits von der Steuerberaterkammer Niedersachsen ge-

nutzt.  

 

Die Kosten für eine qualifizierte elektronische Signatur stehen im Missverhältnis zum We-

sensgehalt des Ausbildungsnachweises. Der Gesetzgeber sollte in Hinblick auf andere markt-

übliche Verfahren zur Authentifizierung keine überzogenen Anforderungen an die elektroni-

sche Führung des Ausbildungsnachweises aufstellen. 

 
 
10. Zulassung von Umschülern zur Zwischenprüfung 
 

Das Interesse des Gesetzgebers, Umschüler nach § 48 Abs. 3 BBiG-E zur Zwischenprüfung 

zuzulassen, steht ausweislich der Begründung des Regierungsentwurfes im direkten Zusam-

menhang zum „Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungs-

schutzes in der Arbeitslosenversicherung (AWStG)“. In das AWStG wurde zur Verbesserung 

von Motivation und Durchhaltevermögen bei berufsabschlussbezogenen Weiterbildungen eine 

Weiterbildungsprämie eingeführt, die u. a. beim Bestehen einer Zwischenprüfung die Zahlung 

von 1.000,00 € sowie nach Bestehen der Abschlussprüfung eine Prämie von 1.500,00 € vor-

sieht (§ 131a Abs. 3 SGB III).  

 

Nach Ansicht der Bundessteuerberaterkammer sollten zum Erhalt der Förderung den zustän-

digen Stellen kein weiterer Bürokratieaufwand mit der Durchführung zusätzlicher Zwischen-

prüfungen zugemutet werden, sondern bereits innerhalb der Sonderregelungen zur berufli-

chen Weiterbildung nach dem Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III) eine geeignete Systematik 

zur Arbeitsförderung gefunden werden. Eine entsprechende Ergänzung von § 48 Abs. 3 

BBiG-E wird daher seitens der Bundessteuerberaterkammer abgelehnt. 
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11. Verankerung von drei beruflichen Fortbildungsstufen 
 

Die Bundessteuerberaterkammer begrüßt die ablehnende Haltung des Bundesrates zur Be-

zeichnung der drei beruflichen Fortbildungsstufen „Geprüfte/r Berufsspezialist/in“, „Bachelor 

Professional“ und „Master Professional“. Die Einführung der neuen beruflichen Fortbildungs-

stufen nach §§ 53 ff. BBiG-E wird jedoch insgesamt abgelehnt. Diese werden parallel und zu 

Lasten der etablierten Fortbildungsprüfungen eingeführt.  

 

Die Fortbildungsprüfungen der Steuerberaterkammern gemäß § 54 BBiG zum/r Steuerfach-

wirt/in und der Fachassistenten mit unterschiedlichen Fachrichtungen sind langjährig etabliert 

und flexibel strukturiert. Die neuen Fortbildungsabschlüsse setzen den Abschluss der vorheri-

gen Stufe voraus bzw. müssen zur nächsten Stufe hinführen. Aus diesem Grund können Mit-

arbeiter ihre Fortbildungswege nicht mehr flexibel und individuell anpassen. Die neuen Fort-

bildungsabschlüsse sollten sich vielmehr in das bestehende System der Fortbildungsprüfun-

gen eingliedern und dieses erweitern, anstatt mit den bestehenden Fortbildungsprüfungen in 

Konkurrenz zu treten. 

 

a) Etablierte bestehende Fortbildungsmöglichkeiten  
 

Im Berufsstand der Steuerberatung hat sich in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten ein 

System von Fortbildungsprüfungen erfolgreich etabliert. Auszubildende im Ausbildungsberuf 

zum/r Steuerfachangestellten und ausgebildete Steuerfachangestellte nehmen bereits zum 

aktuellen Zeitpunkt drei berufliche Fortbildungsstufen wahr: 

 

Die erste Fortbildungsstufe stellen die Fortbildungsprüfungen zum/r „Fachassistent/in Lohn 

und Gehalt“ und/oder zum/r „Fachassistent/in Rechnungswesen und Controlling“ dar. Steuer-

fachangestellte mit ein- und/oder zweijähriger Praxiserfahrung können unter diesen Speziali-

sierungen auswählen und die entsprechenden Prüfungen ablegen. Weitere Fachassistenten 

für bestimmte Tätigkeitsgebiete sind denkbar bzw. seitens des Berufsstands in Vorbereitung. 

Beispielweise wurden im Juni 2019 die Vorbereitungen für einen neuen „Fachassistenten 

Land- und Forstwirtschaft“ abgeschlossen. 
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Die zweite Stufe bildet die Fortbildung zum/r „Steuerfachwirt/in“. Mit einer dreijährigen Berufs-

erfahrung können Kanzleimitarbeiter die entsprechende Fortbildungsprüfung ablegen. 

 

Die dritte Fortbildungsstufe nimmt im Rahmen der dualen Ausbildung eine Sonderstellung ein. 

Steuerfachangestellte bzw. Absolventen eines kaufmännischen Ausbildungsberufs mit einer 

zehnjährigen Praxistätigkeit nach § 36 Abs. 2 Nr. 1 Steuerberatungsgesetz (StBerG) bzw. 

Steuerfachwirte mit einer siebenjährigen Praxiserfahrung nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 StBerG kön-

nen zur Steuerberaterprüfung zugelassen werden. In gleichem Maß werden Absolventen ei-

nes wirtschaftswissenschaftlichen oder rechtwissenschaftlichen Hochschulstudiums nach § 36 

Abs. 1 StBerG zur Steuerberaterprüfung zugelassen. Diese Durchlässigkeit von dualer und 

akademischer Ausbildung besteht in keinem anderen Ausbildungsberuf in Deutschland.  

 

Die zuvor genannten Fortbildungen sind Kammerprüfungen nach § 54 BBiG bzw. Prüfungen 

nach dem StBerG. Einordnungen in den Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) sind bean-

tragt bzw. befinden sich in Vorbereitung. 

 

Die Akzeptanz dieser Regelungen in der Praxis wird anhand der Teilnehmerzahlen deutlich:  

 

 An der Fortbildung zum/r „Fachassistent/in Lohn und Gehalt“ nehmen jährlich ca. 850 

Kanzleimitarbeiter teil. 

 

 Für die Fortbildung zum/r Steuerfachwirt/in entscheiden sich jährlich durchschnittlich 1.250 

Mitarbeiter. 

 

 An der Steuerberaterprüfung nehmen jährlich durchschnittlich ca. 5.000 Kandidaten teil. 

Davon haben ca. 2/3 eine akademische Vorbildung und ca. 1/3 eine duale Berufsausbil-

dung. 

 

Hinter diesem Fortbildungssystem steht ein umfangreiches Netzwerk aus Fortbildungsanbie-

tern, das sich aus Unternehmen, Verbänden, Kammern und Instituten zusammensetzt und die 

Kandidaten auf die jeweiligen Prüfungen vorbereitet. 
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b) Flexibilität von Fortbildungsmöglichkeiten aufrechterhalten 
 

Die Bundessteuerberaterkammer empfiehlt der Bundesregierung, die starre Struktur der drei 

Fortbildungsstufen zu überdenken und flexibel auszugestalten. 

 

Ein besonderer Mangel an Flexibilität der Fortbildungsstufen ergibt sich zudem aus § 53a 

Abs. 2 BBiG-E, der fordert, dass jede Fortbildungsordnung, die eine höherqualifizierende Be-

rufsbildung der ersten Fortbildungsstufe regelt, auf einen Abschluss der zweiten Fortbildungs-

stufe hinführen soll. In diesem Zusammenhang enthalten die §§ 53c Abs. 3 und 53d Abs. 3 

BBiG-E die Zulassungsvoraussetzung, dass als Regelzugang für die zweite und dritte Fortbil-

dungsstufe ein Abschluss auf der ersten bzw. zweiten Fortbildungsstufe erforderlich ist.  

 

Nicht jeder Teilnehmer an einer Fortbildungsprüfung möchte mehrere Fortbildungsstufen 

durchlaufen. Aufgrund dieser unflexiblen und nicht nachvollziehbaren Verzahnung der Fortbil-

dungsstufen können Auszubildende nur mit einem hohen zeitlichen Aufwand die letzte Fort-

bildungsstufe erfolgreich abschließen. Für die Zulassung für die erste Fortbildungsstufe be-

läuft sich die Fortbildungsdauer inkl. Prüfungsvorbereitung und -durchführung in der ersten 

Stufe schätzungsweise auf mindestens 1,5 Jahre, in der zweiten Stufe auf mindestens 2,5 

und in der dritten Stufe auf mindestens 3,5 Jahre. Zwischenzeitliche Pausen oder Fehlversu-

che sowie die aufzubringenden Kosten für die Prüfung bzw. Prüfungsvorbereitung werden bei 

dieser Betrachtung nicht berücksichtigt und ergeben eine Gesamtdauer von ca. 7,5 Jahren.  

 

In einer Gesamtbetrachtung ist eher davon auszugehen, dass Mitarbeiter zum Erreichen einer 

höheren Fortbildungsstufe vielmehr ein entsprechendes Studium absolvieren oder sich Schul-

abgänger für ein Studium entscheiden werden, anstatt den langwierigen Weg der fest aufei-

nanderfolgenden Fortbildungsstufen zu wählen. Im direkten Vergleich werden Schulabgänger 

ihre Berufswahl mit hoher Wahrscheinlichkeit zugunsten von gleichwertigen Bachelor-

Studiengängen auf dem DQR-Niveau 6 treffen, da dieser bereits nach drei Jahren erreicht 

werden kann. Die dritte Fortbildungsstufe kann im Gegensatz dazu erst nach einer dreijähri-

gen Berufsausbildung und dem Bestehen der beiden ersten Fortbildungsstufen erzielt werden. 

Dafür ist schätzungsweise eine zeitliche Dauer von sieben Jahren erforderlich.  
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Mit der hohen zeitlichen Dauer sind ebenfalls zusätzliche Kosten verbunden, die aus der Teil-

nahme von Vorbereitungskursen und anfallenden Prüfungsgebühren resultieren und voraus-

sichtlich keine Akzeptanz der drei Fortbildungsstufen hervorrufen werden. 

 

Ein flexibles System von Fortbildungsstufen, das Möglichkeiten des Überspringens oder des 

Auslassens einer oder mehrerer Stufen ermöglicht, wäre eine sinnvolle und attraktive Alterna-

tive zum aufgezeigten Vorschlag des Regierungsentwurfes. Eine Flexibilisierung könnte bei-

spielsweise durch eine Anerkennung von Praxiserfahrung oder die Anknüpfung an den Deut-

schen Qualifikationsrahmen (DQR) erreicht werden, der national und sogar mittels Europäi-

schem Qualifikationsrahmen (EQR) ein anerkanntes Transparenzinstrument für Aus-, Fortbil-

dungs- und Hochschulabschlüsse ist. Mitarbeiter könnten auf diese Weise ihre Fortbildungs-

wege individuell und flexibel festlegen.  

 
Als Beispiel für ein flexibles, bereits etabliertes und dreistufiges Fortbildungssystem kann die 

Bundessteuerberaterkammer die bereits genannten Fortbildungen im Bereich der Steuerbera-

tung anführen. Diese können unabhängig und flexibel voneinander oder auch in Kombination 

durchgeführt werden. Beispielsweise verkürzt sich die Dauer der berufspraktischen Zeit bei 

der Zulassung zur Steuerberaterprüfung, wenn die Fortbildung zum/r Steuerfachwirt/in erfolg-

reich bestanden wurde. Steuerfachangestellte, die zuvor keine andere Fortbildungsmöglich-

keit genutzt haben, müssen dagegen eine Praxiszeit von zehn Jahren nachweisen. 

 
Auch in Anbetracht der Lebens- und Familienplanung von Jugendlichen erscheint es der Bun-

dessteuerberaterkammer sinnvoll, den für die drei Fortbildungsstufen erforderlichen Zeitauf-

wand zu überdenken und flexibel auszugestalten.  

 

12.  Einheitliche gesetzliche Zeugnismuster  
 

Nach §§ 53b, Abs. 5, 53c Abs. 5 und 53d Abs. 5 BBiG-E sollen für die Fortbildungsprüfungen 

einheitliche gesetzliche Zeugnismuster eingeführt werden. 
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Dieser Vorschlag des Bundesrates erscheint im ersten Moment nachvollziehbar. Er greift je-

doch – ohne nennenswerte Vorteile – in das Selbstverwaltungsrecht der Steuerberaterkam-

mern ein. Regional angepasste Zeugnisse, die keinerlei Nachteile bringen, wären ungerecht-

fertigter Weise ausgeschlossen.  

 

Gesetzliche Vorgaben sollten nach Ansicht der Bundessteuerberaterkammer daher nur einge-

führt werden, soweit es sich dabei um Mindestangaben handelt. 

 

13.  Einführung einer Fachaufsicht 
 

Der Regierungsentwurf führt nach § 54 Abs. 3 BBiG-E eine Fachaufsicht für Fortbildungsprü-

fungsregelungen ein, die nach der bisherigen Rechtslage im BBiG nicht vorhanden ist. Da-

nach prüft die oberste Landesbehörde die Übereinstimmung der Prüfungsordnung mit den in-

haltlichen Anforderungen der Fortbildungsstufen nach §§ 53a bis 53d Abs. 2 bzw. 3 BBiG-E. 

Die Fachaufsicht umfasst die fachlichen Qualifikationen an die jeweilige Fortbildungsstufe 

(Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkeiten, berufliche Handlungsfähigkeit, Fach- und Führungs-

funktion, komplexe Aufgaben- und Problemstellungen, Mindestlernumfang etc.). und erfordert 

zwangsläufig eine fachliche und inhaltliche Auseinandersetzung mit den Prüfungsinhalten. 

 

Diese Überprüfung der bestehenden oder neu eingeführten Fortbildungsprüfungen der zu-

ständigen Stellen ist Voraussetzung, die neuen Fortbildungsbezeichnungen der drei Fortbil-

dungsstufen „Geprüfter Berufsspezialist“, „Bachelor Professional“ und „Master Professional“ 

führen zu können. 

 

Nach der bisherigen Rechtslage hat die oberste Landesbehörde gemäß § 47 Abs. 1 BBiG die 

Prüfungsordnung nur auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Der Umfang beschränkt sich 

dabei auf die Übereinstimmung mit dem Berufsbildungsrecht und den Richtlinien des Haupt-

ausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung (HA-BIBB).  

 

In der Begründung des Gesetzentwurfes wird hervorgehoben, dass eine gesetzliche Vorgabe, 

wie die zuständige oberste Landesbehörde die Expertise für die notwendige Prüfung erlangt, 

nicht besteht bzw. seitens des Gesetzgebers nicht vorgesehen ist. Diese kann nach den  
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Erläuterungen des Regierungsentwurfes gutachterlich für den Einzelfall durch die Einbindung 

Dritter wie beispielsweise dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) erfolgen.  

 

Die Bundessteuerberaterkammer lehnt die Einführung einer Fachaufsicht für die Bestätigung 

der Abschlussbezeichnungen „geprüfter Berufsspezialist“, „Bachelor Professional“ und „Mas-

ter Professional“ ab, da dies mit dem Institut der Selbstverwaltung, das eine Fachaufsicht 

nicht kennt, nicht vereinbar ist. Ebenfalls ist dem Berufsbildungsgesetz eine Fachaufsicht bis-

her fremd. Schließlich kann auch eine einheitliche Bewertung und Bestätigung der  

Fortbildungsregelungen der Kammern nach § 54 Abs. 3 BBiG-E nicht in allen Bundesländern 

gewährleistet werden. 

 

14. Einführung einer Verlaufsstatistik 
 

Die Einführung einer Verlaufsstatistik in § 88 BBiG-E wird seitens der Bundessteuerberater-

kammer hinsichtlich der organisatorischen als auch technischen Umsetzung kritisch gesehen. 

Fraglich erscheint insbesondere der Mehrwert einer Verlaufsstatistik, sofern sich die erhalte-

nen Daten vielmehr nur auf eine zuständige Stelle bzw. einen Kammerbezirk beziehen. Eine 

Verlaufsstatistik mit Pseudonymen verliert ihre Aussagekraft, sobald der Ausbildungsberuf 

oder die Kammerzuständigkeit gewechselt wird. Bei einem Ausbildungswechsel unter der Zu-

ständigkeit der Industrie- und Handelskammern (IHK) oder Handwerkskammern (HWK), die 

für zahlreiche Ausbildungen zuständig sind, vermag eine Nachvollziehbarkeit gegeben sein. 

Die Steuerberaterkammern sind nur für einen einzigen Ausbildungsberuf zuständig. Eine Ver-

laufsstatistik hat demzufolge nur eine begrenzte Aussagekraft.  

 

Mit der Novellierung des Hochschulstatistikgesetzes (HStatG) im Jahr 2016 wurde die im Jahr 

1992 abgeschaffte Studienverlaufsstatistik wieder eingeführt, um Studienverläufe im zeitlichen 

Längsschnitt abzubilden und individuelle Studienabläufe nachvollziehbarer zu machen. Aller-

dings zeigt die bisherige Praxis auch Probleme. Die Datenerfassung ist aufwendig und fehler-

anfällig. In der Hochschullandschaft wird daher auch die Einführung einer lebensbegleitenden 

Matrikelnummer diskutiert.  
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Nach Ansicht der Bundessteuerberaterkammer müssten bei der Einführung einer Verlaufssta-

tistik organisatorischer und technischer Aufwand mit dem zu erwartenden Erkenntnisgewinn 

für die Berufsbildungsforschung und -entwicklung im Einklang stehen. Die Einführung dürfte 

nicht einseitig zu mehr Bürokratieaufwand für die Kammergeschäftsstellen führen. Nur unter 

Gewährleistung dieser Gesichtspunkte kann die Bundessteuerberaterkammer einer Einfüh-

rung einer Verlaufsstatistik zustimmen. 

 

15. Evaluation 
 

Die in § 105 BBiG-E vorgesehene Evaluation des BBiG sollte nicht nur auf die neu eingeführ-

ten Regelungen zur Mindestvergütung nach § 17 BBiG-E beschränkt, sondern auch auf die 

statistischen Meldepflichten nach § 88 BBiG-F ausgeweitet werden.  

 

Die Steuerberaterkammern unterliegen bereits zum aktuellen Zeitpunkt umfangreichen Pflich-

ten zur statistischen Erfassung von Merkmalen für die jährliche Berufsbildungsstatistik. Der 

Referentenentwurf betont zudem, dass durch die Erhebung neuer Merkmale der Verwal-

tungsaufwand für die zuständige Stelle erhöht wird. Daher sollte unter dem Gesichtspunkt des 

Bürokratieabbaus untersucht werden, ob die bisherigen als auch die neu eingeführten Erhe-

bungen tatsächlich erforderlich sind. 

Seite 47 von 63



 

 

 

 

 

Seite 48 von 63

verbaudema
Ausschussstempel



Seite 49 von 63



1 Vgl. Zöller, Maria/Srbeny, Christian/Jörgens, Julia, 2017: Ausbildungsregelungen nach §66 BBiG/§42m HwO 

für Menschen mit Behinderung und ReZA-Qualifikation für das Ausbildungspersonal. Bonn: BIBB, S. 109. 

https://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8486   
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Unaufgeforderte Stellungnahme der Notarkasse zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung (BBiMoG)  
 
 

Die geplanten Abschlussbezeichnungen stehen im Widerspruch  
zu den Zielen der Gesetzesinitiative 

 
 
 
Die berufliche Bildung hat Strahlkraft! 

Die Notarkasse hat die Zahl ihrer Auszubildenden in den vergangenen 5 Jahren ver-
doppelt. Gelungen ist das mit einem intensiven Personalmarketing – und dem Slogan 
„Karriere ohne Uni“. Unsere Bewerber erkennen die Karriere-Chancen in der Ausbil-
dung zu Notarfachangestellten und entscheiden sich bewusst gegen einen universit ä-
ren Werdegang. 
 
 
 
Das deutsche „zweispurige“ System hat sich bewährt. 

Die bewährte (auch sprachliche!) Unterscheidung zwischen einem praxisorientierten 
und einem theoriebetonten Karriereweg führt dazu, dass die richtigen Bewerber auf 
den richtigen Positionen landen. Die Qualität der Ausbildung und auch die Nachfrage 
an entsprechend ausgebildeten Fachkräften sind in Deutschland gleichbleibend hoch. 
Leider hat der berufliche Werdegang in der jüngeren Vergangenheit an Prestige verlo-
ren.  
 
 
 
Image ist alles. 

Die generelle Idee, moderne und coole Abschlussbezeichnungen zu entwickeln, trägt 
mit Sicherheit zur Steigerung der Attraktivität beruflicher Bildung bei.  Die geplante 
Gleichmacherei zwischen Uni und Ausbildung hilft jedoch nicht weiter. Sie verwirrt 
Bewerber und Arbeitgeber gleichermaßen.  
 
 
  

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 
Platz der Republik 1 
10111 Berlin 
per E-Mail an: 
bildungundforschung@bundestag.de 
 

 Ottostraße 10 · 80333 München  
 Telefon 089 55166–0 
 Fax 089 55166–234 
              Vorübergehend:  
 Denninger Straße 169 · 81925 München 
 
           

Notarkasse AdöR · Denninger Straße 169 · 81925 München  Durchwahl: 295 / 269 
Unser Zeichen: 7.4.0.2 

27. September 2019 
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Wer B(achelor) sagt, muss auch M(aster) sagen. 

Hätten Sie Lust, Ihrer Familie zu erklären, dass  Sie mit einem Bachelor-Abschluss 
zwangsweise(!) mit Ihrer Ausbildung fertig sind? Viele Ausbildungsberufe können die 
dritte Fortbildungsebene nicht abbilden. Der Entwurf sieht ein Ende des Bildungswe-
ges auf der zweiten Stufe auch ausdrücklich vor. Dabei ist das Handicap, mit einem 
gefühlt „halbfertigen“ Abschluss werben zu müssen, vermeidbar:  
 
 
 
Lasst uns eine neue Marke „made in Germany“ prägen! 

Warum entwickeln wir keine neuen, hochwertigen Bezeichnungen, die der Besonder-
heit und dem Wert unserer beruflichen Bildung gerecht werden?  
 
Wie wäre es, wenn sich die Absolventen einer beruflichen Ausbildung 
 

Certified Professional 
Advanced Certifies Professional und 

Senior Certified Professional 
 

nennen dürften? Hierin läge ein in sich schlüssiges Konzept, das die Eigenständigkeit 
der beruflichen Bildung wahrt und für alle drei Qualifikationsebenen einen attraktiven, 
einheitlich englischsprachigen Titel bereithält. 
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Deutscher Bundestag 

Mitglieder des Ausschusses 

Bildung, Forschung, Technikfolgenabschätzung  

per Mail 

 

 

 
 

Wuppertal, den 09.10.2019 

 

 

Stellungnahme zur BT-Drs. 19/10815 

Geplante Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 

 

Sehr geehrte Abgeordnete, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

4ING ist die Interessenvertretung der Ingenieurwissenschaften an Universitäten in Deutschland und 
steht im Dialog mit allen Akteuren des Hochschul- und Wissenschafts-betriebs, wie z.B. dem 
Nationalen MINT Forum oder auch der acatech, auf nationaler wie europäischer Ebene. Im Zentrum 
der Aktivitäten stehen die Förderung der Qualität von Lehre und Forschung sowie das Engagement bei 
der Entwicklung des Deutschen Qualifikations-rahmens. 
 
Wir wenden uns an Sie wegen der bevorstehenden Anhörung bzgl. der Novellierung des 
Berufsbildungsgesetzes am 16.10.19.  
 
Wir bitten Sie hiermit, von der Novellierung der Abschlussbezeichnungen in dieser Form Abstand zu 
nehmen und machen uns die die Sicht des Bundesrates vom 29.06.19 zu eigen.  
 
Wir fordern Sie auf, im weiteren Gesetzgebungsverfahren einheitliche und eigenständige Abschluss-
bezeichnungen für die drei beruflichen Fortbildungsstufen zu entwickeln, die einerseits deren 
Wertigkeit verdeutlichen und die Gleichwertigkeit beruflicher und akade-mischer Abschlüsse 
entsprechend ihrer Einstufung nach dem DQR zum Ausdruck bringen und andererseits Verwechs-
lungen mit akademischen Abschlüssen ausschließen.  
 
Wir empfehlen hierzu die Ihnen vorliegenden Alternativvorschläge, z.B. der Hochschul-
rektorenkonferenz, die auch aus der Sicht von 4ING eine gute Grundlage für die neuen 
Abschlussbezeichnungen darstellen.  
 
Begründung: 
Mit diesem Gesetzentwurf soll das Ziel verfolgt werden, die duale berufliche Bildung zu  
modernisieren und zu stärken. Dies wird auch seitens des Dachvereins 4ING begrüßt. 
 
Mit dieser Novelle sollen die Aufstiegsfortbildungen neue Namen erhalten und zwar geprüf- 
te/r Berufsspezialist/in, Bachelor Professional und Master Professional. 
 
Bereits 2007 gab es eine ähnliche Initiative, die damals von DHIK, dem Handwerk und den 
Gewerkschaften unterstützt wurde und sich für die Einführung der Fortbildungsbezeichnung 
„Bachelor Professional“ als Pendant zu den neu durch den Bologna Prozess eingeführten 
Hochschulabschlüssen stark machte. 
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Die Wirtschaftsministerkonferenz hatte diese Idee aufgegriffen. Allerdings standen damals das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung und die Kultusministerkonferenz einer solchen 
Umbenennung aus mehreren Gründen ablehnend gegenüber, so dass diese Initiative letztlich nicht 
umgesetzt wurde. 
 
Umso mehr sind wir erstaunt, dass diese Idee erneut auflebt. Dass die berufliche Bildung 
Nachwuchssorgen hat, ist kein neues und rein deutsches Phänomen. Wie in vielen anderen 
hochentwickelten Staaten kam es in den letzten Jahrzehnten zu einer erheblichen Steigerung der 
Akademisierung der Schulabgänger/innen. 
 
In der Öffentlichkeit hat die übersteigert positive Darstellung akademischer Bildungswege jedoch zu 
einem Imageproblem und Attraktivitätsverlust der beruflichen Bildung beigetragen.  
 
Auch in den von 4ING repräsentierten Fachrichtungen der Ingenieurwissenschaften ist im Zuge des 
demographischen Wandels bereits jetzt ein Kampf um die besten Köpfe zu beobachten. Dies gilt 
insbesondere für die Universitäten als Ausbildungsstätten im Bereich der beruflichen Bildung, die von 
diesen Problemen ebenso betroffen sind. In den Laboren und Lehrwerkstätten setzen wir in den 
Universitäten auch Techniker und Meister ein und stehen vor den gleichen Rekrutierungsproblemen 
wie Unternehmen. 
 
Erst seit kurzem erfolgt ein Umdenken auf allen Ebenen, nachdem der Fachkräftemangel bei den 
nichtakademischen Berufen nicht mehr zu übersehen ist und wirtschaftlich negative Konsequenzen 
zeitigt. Auch die OECD erkennt den Wert der beruflichen Bildung in Deutsch-land in ihren 
Untersuchungen nunmehr endlich an.  
 
Aus unserer Sicht wären daher ein Wettbewerb, wie z. B. eine Art Exzellenzinitiative „Berufliche 
Bildung“, welche auch bereits der Präsident der Handwerkskammer Düsseldorf Andreas Ehlert 
gefordert hat, und ein Begabtenförderwerk hilfreich, um dem Fachkräfte-mangel gerade bei den 
nichtakademischen Berufen zu begegnen. 
 
Wir wenden uns daher nicht gegen die Überlegungen auch bei den beruflichen Fortbildungs-
abschlüssen eine Vereinheitlichung anzustreben und dadurch deren Attraktivität zu steigern. Allerdings 
sollte die neue Benennung weder zu einer Verwechslung noch zu einer Verwässerung eingeführter 
Hochschulabschlüsse führen. Daher hat sich 4ING bereits 2007 gegen die Einführung des Bachelor 
Professional ausgesprochen, da wir durch diese Bezeichnung weder Transparenz noch Eindeutigkeit 
gegenüber den akademischen Abschlussgraden gewahrt sahen.  
 
Aus den gleichen Gründen lehnen wir heute die im Gesetzesentwurf angedachten Abschlussbezeich-
nungen geprüfte/r Berufsspezialist/in, Bachelor Professional und Master Professional ab. Mit solchen 
Abschlussbezeichnungen würden zwei verschiedene Bildungs-wege, die zu sehr unterschiedlich 
ausgeprägten Kompetenzen führen, mit fast identischen Bezeichnungen belegt. 
 
4ING hat sich seit der Entstehung des Deutschen Qualifikationsrahmens als Transparenztool des 
Bologna Prozesses immer dafür eingesetzt, dass die Berufliche Bildung und die Hoch-schulbildung als 
gleichwertig anzusehen sind, und dass dennoch gleichzeitig hinsichtlich ihrer Profile die Andersartigkeit 
erhalten und gewahrt bleibt.   
 
Für einen Austausch stehen wir gerne zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
apl. Prof. Dr.-Ing. Reinhard Möller 
      4ING-Vorsitzender 
 
Der Dachverein 4ING ist ein Zusammenschluss der vier Fakultätentage Bauingenieurwesen, Geodäsie 
und Umweltingenieurwesen (FTBGU), Elektro- und Informationstechnik (FTEI), Informatik (FTI) sowie 
Maschinenbau und Verfahrenstechnik (FTMV). Dieser Verbund vertritt ca. 2.500 Lehrende, 15.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 150.000 Studierende an 60 Universitäten allein in Deutschland. 
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Sehr geehrter Herr Dr. Rossmann, 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

im Namen der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) möchte ich mein Bedauern aus-

drücken, dass die Hochschulen mit Blick auf den oben genannten Gesetzesentwurf 

nicht zur kommenden Anhörung im Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-

folgenabschätzung eingeladen worden sind, obwohl der Entwurf aus unserer Sicht 

stark in die verfassungsrechtlich verbrieften Rechte der Wissenschaft und der Hoch-

schulen eingreift.  

 

Daher möchten wir Ihnen und den Ausschussmitgliedern nachfolgend noch einmal 

zusammenfassend die Positionen der deutschen Hochschulen zukommen lassen, 

damit Sie diese in Ihren abschließenden Beratungen hinreichend berücksichtigen 

können. 

 

I. Hintergrund 

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) ist der freiwillige Zusammenschluss der 

staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen in Deutschland. Die HRK hat 

gegenwärtig 268 Mitgliedshochschulen, in denen rund 94 Prozent aller Studie-

renden in Deutschland immatrikuliert sind. Aufgrund dieser starken Mitglied-

schaft, in der alle Hochschularten vertreten sind, ist die HRK die Stimme der 

Hochschulen gegenüber Politik und Öffentlichkeit und das zentrale Forum für 

den gemeinsamen Meinungsbildungsprozess der Hochschulen. Die HRK befasst 

sich mit allen Themenfeldern, die Rolle und Aufgaben der Hochschulen in 
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Wissenschaft und Gesellschaft betreffen, vor allem mit Lehre und Studium, 

Forschung, Innovation und Transfer, wissenschaftlicher Weiterbildung, Inter-

nationalisierung sowie den Fragen der hochschulischen Selbstverwaltung und 

Governance. 

 

II. Grundsätzliches 

Im Gesetzentwurf werden die in der Ordnungspraxis des Bundes bereits ent-

wickelten und vom Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 

empfohlenen drei beruflichen Fortbildungsstufen unmittelbar im BBiG verankert. 

Diese Stufen werden bei bundesweiter Anerkennung eines Abschlusses durch 

Rechtsverordnung nach dem BBiG oder der Handwerksordnung (HwO) mit den 

einheitlichen und eigenständigen Abschlussbezeichnungen „Geprüfte/r Berufs-

spezialist/in“, „Bachelor Professional“ und „Master Professional“ versehen. 

 

III. Senatsbeschluss vom 9.10.20191 

Die Senat der Hochschulrektorenkonferenz spricht sich aus den folgenden 

Gründen nachdrücklich gegen diese an die Hochschulabschlüsse angelehnten 

Bezeichnungen aus und fordert, die vorgeschlagenen Bezeichnungen durch 

genuin berufsbildnerische Termini, die der Tradition und Eigenständigkeit dieses 

wichtigen Bildungsbereichs Rechnung tragen, ersetzt werden; der Bundesrat hat 

ebenfalls eine entsprechende Bitte an das Parlament gerichtet. 

 

a. HRK und die Sozialpartner haben bereits 2016 zum Deutschen Qualifika-

tionsrahmen festgehalten2, das deutsche Qualifikationssystem transparenter 

zu machen sowie die Qualitätssicherung unterstützen zu wollen. Sie haben 

gemeinsam die jeweiligen eigenständigen Profile der Beruflichen Bildung 

und der Hochschulbildung beschrieben, um die Gleichwertigkeit der 

Bildungsbereiche sichtbar hervorzuheben. Diesem Ziel steht der Gesetz-

entwurf konträr entgegen. 

b. Abschlussbezeichnungen müssen transparent und eindeutig sein; in der vor-

geschlagenen Novelle werden jedoch ganz unterschiedliche Bildungswege 

mit fast identischen Bezeichnungen belegt. Dies erzeugt Intransparenz, 

denn die eindeutige Zuordnung einer Abschlussbezeichnung zum wissen-

schaftlichen oder berufsbildnerischen Bereich ist essenziell für beide 

Bereiche. Der Gesetzgebungsentwurf erzeugt darüber hinaus Unklarheit bei 

                                                 
1 https://www.hrk.de/positionen/gesamtliste-beschluesse/beschluss/detail/zum-entwurf-
eines-berufsbildungsmodernisierungsgesetzes-der-bundesregierung/ 
2 „DQR muss Transparenzinstrument bleiben“, Anhang zum Positionspapier 2016 von BDA, 
DIHK, ZDH, DGB und HRK 
www.dqr.de/media/content/DQR_Positionspapier_BDA_DIHK_ZDH_DGB_HRK_3_2016.pdf 
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der Berufsorientierung Jugendlicher, aber auch in Stellenausschreibungen 

und bei der Personalsuche der Unternehmen. 

c. Mit der Einführung dieser Abschlussbezeichnungen wird die Kompetenz-

verteilung im föderalen System der Bundesrepublik verletzt, denn die 

Bezeichnungen Bachelor und Master stellen hochschulische Abschluss-

bezeichnungen dar, die in die Kompetenz der Länder fallen; ein von der 

Kultusministerkonferenz eingeholtes Rechtsgutachten kommt mit großem 

Nachdruck zu dem gleichen Ergebnis. 

d. Es wäre rechtskonform und in der Sache sinnvoller, eine eigene und 

unverwechselbare Nomenklatur für die berufliche Bildung zu entwickeln. 

Die Veränderung der Bezeichnung der Fortbildungsstufen in „Bachelor 

Professional“ oder „Master Professional“ führt nämlich keinesfalls zu einer 

Aufwertung der beruflichen Fortbildung gegenüber Hochschulabschlüssen. 

Eher ist ein gegenteiliger Effekt abzusehen: Die Anlehnung an den Hoch-

schulbereich bei der Titelbezeichnung berücksichtigt nicht den Praxisbezug 

der Fortbildung, schwächt eingeführte Marken wie Meister oder Fachwirt 

und suggeriert wechselinteressierten Studierenden, die berufliche Bildung 

sei eine Art „Auffangbecken“ oder „Ersatzmaßnahme“. 

e. Es ist der falsche Ansatz, die Ungleichheit zwischen den Bildungswegen 

abbauen zu wollen, indem die Verschiedenheit von hochschulischer und 

beruflicher Bildung gezielt verwischt wird. Dies dient auch nicht der beruf-

lichen Bildung, denn ihr Praxisbezug sowie die Herausbildung beruflicher 

Handlungsfähigkeit werden nicht hinreichend gewürdigt, sondern hinter 

dem Anschein der Wissenschaftlichkeit versteckt. 

f. Der Gesetzesentwurf hätte zur Folge, dass gerade im europäischen Kontext 

konstant Missverständnisse zu Lasten von Absolventinnen und Absolventen 

sowie Unternehmen entstehen, werden Bachelor und Master doch ganz 

eindeutig als Hochschulabschlüsse wahrgenommen und europaweit ledig-

lich von hochschulischen Einrichtungen vergeben. 

g. Vor allem aber gefährdet der vorgelegte Gesetzentwurf die bereits erreich-

ten Ziele des Bologna-Prozesses und damit eines der wichtigsten euro-

päischen, von Bund, Ländern und Hochschulen gemeinsam getragenen 

Reformprojekte der vergangenen Jahrzehnte. 

 

IV. Vorschläge 

Die vorgeschlagenen Bezeichnungen Bachelor Professional und Master Profes-

sional müssen durch genuin berufsbildnerische Termini, die der Tradition und 

Eigenständigkeit dieses wichtigen Bildungsbereichs Rechnung tragen, ersetzt 

werden; der Bundesrat hat eine entsprechende Bitte ja bereits an das Parlament 

gerichtet. 
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Gern möchte die HRK diesen Prozess unterstützen und Ihnen hierzu entspre-

chende Vorschläge unterbreiten. Wir regen an, bei der künftigen Bezeichnung 

der beruflichen Fortbildungsabschlüsse die folgenden Begriffe zu nutzen:  

 

DQR Niveau 5: Junior Professional 

DQR Niveau 6: Senior Professional 

DQR Niveau 7: Strategic Professional 

 

Die verwendeten Begriffe lassen eine klare, aufeinander aufbauende Systematik 

erkennen und sind europäisch und international gut verständlich, die Zugehörig-

keit der Bezeichnungen zur beruflichen Bildung ist eindeutig. Die Begriffe lassen 

sich zudem aus den Ausführungen des Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) 

zu den einzelnen Niveaus herleiten: 

 

Junior Professional: Niveau 5 beschreibt Kompetenzen zur selbständigen Pla-

nung und Bearbeitung umfassender fachlicher Aufgabenstellungen in einem 

komplexen, spezialisierten, sich verändernden Lernbereich oder beruflichen 

Tätigkeitsfeld. Die Bezeichnung Junior verweist darauf, dass es sich dabei um ein 

frühes Qualifikationsniveau in der Aufstiegsfortbildung handelt, ähnlich wie bei 

der Bezeichnung „Juniorprofessur“ im akademischen Karriereverlauf. 

 

Senior Professional: Niveau 6 beschreibt Kompetenzen, die zur Planung, Bear-

beitung und Auswertung von umfassenden fachlichen Aufgaben- und Problem-

stellungen sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von Prozessen in Teil-

bereichen eines wissenschaftlichen Faches oder in einem beruflichen Tätigkeits-

feld benötigt werden. Die Anforderungsstruktur ist durch Komplexität und 

häufige Veränderungen gekennzeichnet. Dem Wissen und der beruflichen 

Erfahrung, die etwa eine/n Handwerksmeister/in kennzeichnen, wird mit dem 

Adjektiv „Senior“ Rechnung getragen. 

 

Strategic Professional: Niveau 7 beschreibt Kompetenzen, die zur Bearbeitung 

von neuen komplexen Aufgaben- und Problemstellungen sowie zur eigenverant-

wortlichen Steuerung von Prozessen in einem wissenschaftlichen Fach oder in 

einem strategieorientierten beruflichen Tätigkeitsfeld benötigt werden. Die 

Anforderungsstruktur ist durch häufige und unvorhersehbare Veränderungen 

gekennzeichnet. Die zentrale Bedeutung strategischer Aspekte, die der DQR 

diesem Niveau zuweist (strategieorientiertes berufliches Tätigkeitsfeld, fachliche 

oder konzeptionelle Fertigkeiten zur Lösung strategischer Probleme etc.), wird 

mit der Bezeichnung Strategic Professional aufgegriffen, die sich im Übrigen an 

den bereits diesem Niveau zugewiesenen Strategic IT Professional anlehnt.  
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Ich möchte Sie nochmals nachdrücklich bitten, sich im Gesetzgebungsprozess für die 

Verwendung dieser oder vergleichbarer Begriffe einzusetzen; exemplarisch nenne ich 

die an anderer Stelle diskutierten Bezeichnungen Certified Professional, Advanced 

Certified Professional, Senior Certified Professional. Die HRK ist gern bereit, Ihnen zu 

den Argumenten und Vorschlägen jederzeit weitere Erläuterungen zu geben.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Professor Dr. Peter-André Alt 
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10.10.2019 

 

Ergänzungsbedarf bei der Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

 

 

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses Bildung, Forschung und Technologiefolgeabschätzung, 

 

das Kolpingwerk Deutschland begrüßt sehr die Novellierung des Berufsbildungsgesetz (BBiG). Wir  

weisen aber darauf hin, dass in einem sich schnell wandelnden Arbeitsmarkt gerade für die Menschen, 

die mit dieser Geschwindigkeit der Veränderungen nicht ohne Unterstützung mithalten können, mehr 

erforderlich ist.  Außerdem fehlt eine ausreichende Berücksichtigung des ehrenamtlichen Engagements, 

das besonders im Prüfungswesen die Grundlage darstellt und gesetzlich unterstützt werden muss. 

Die Kommission „Handwerk“ des Kolpingwerkes regt deshalb an, für die Beratungen des Gesetzes im 

Ausschuss zwei konkrete Punkte mit im Gesetz aufzunehmen, die wesentlich sind für ein 

zukunftssicheres Ausbildungssystem:  

 

1. Gestaltung der Prüfungsbedingungen, um den Rückgang bei den Prüfenden entgegenzuwirken 

2. Aufnahme der Ausbildungsassistenz, um möglichst vielen Menschen eine Ausbildung zu ermöglichen 

 

Beide Punkte finden sie im Folgenden kurz skizziert. Für Rückfragen kommen Sie bitte gerne auf uns zu. 

 

Mit besten Grüße für die Kommission „Handwerk“ 

       
Dr. Torben Schön     Reinhard Ockel 

 
An die 
Mitglieder des Ausschusses Bildung, Forschung 
und Technologiefolgeabschätzung  
des Deutschen Bundestag 
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Ergänzungsbedarf bei der Reform des Berufsbildungsgesetz 

Kommission „Handwerk“ des Kolpingwerkes Deutschland zur Prüfungsgestaltung und Ausbildungsassistenz im BBiG 

 

Das Kolpingwerk Deutschland begrüßt sehr die Novellierung des BBiG, allerdings regen wir an, zwei 

konkrete Punkte im Gesetz aufzunehmen:  

 

1. Gestaltung der Prüfungsbedingungen, um dem Rückgang bei den Prüfenden entgegenzuwirken 

 

Bedarf: Es zeigt sich ein deutlicher Rückgang bei den Prüfenden, da deutlich mehr ausscheiden (etwa 

aus Altersgründen oder auch aus Arbeitsverdichtung), als für diese Aufgabe gewonnen werden können. 

Auch bei den Arbeitgebern gibt es eine rückläufig Bereitschaft zur Freistellung von Arbeitnehmern für 

Prüfungen.  

Das Prüfungswesen unter Beteiligung von Arbeitnehmern, Arbeitgebern und Berufsschullehrenden hat 

sich jedoch bewährt und muss deshalb unbedingt erhalten bleiben, um weiterhin die Qualität und 

Anerkennung von Berufsabschlüssen im dualen System zu gewährleisten. 

 

Ergänzung im BBiG: Im BBiG muss die Möglichkeit vorgesehen werden, dass die Prüfungsordnungen 

angepasst werden können. Praktische Beispiele: Die Berufsschulnoten fließen in die theoretische 

Prüfung ein, um ein Fachgespräch von max. 30 Minuten vor dem Prüfungsausschuss mit einer Dreier-

Besetzung durchführen zu können. Oder die praktische Prüfung wird nur von Arbeitgebern und 

Arbeitnehmern bewertet und auf eine Arbeitsprobe von max. 4 Stunden reduziert.  

Um ausreichend zu berücksichtigen, dass es sich bei den Prüfenden um Ehrenamtliche handelt, muss die 

bezahlte Freistellung für das Prüferehrenamt gesetzlich geregelt werden, um hier eine Rechtssicherheit 

für die Prüfenden zu geben. 

 

2. Aufnahme der Ausbildungsassistenz, um möglichst vielen Menschen eine Ausbildung zu 

ermöglichen 

 

Bedarf: Viele junge Menschen erreichen nur einen Berufsabschluss und tragen so zum dringend 

benötigten Fachkräftebedarf bei, wenn sie durch eine Ausbildungsassistenz unterstützt werden (z. B. 

durch die assistierte Ausbildung oder ausbildungsbegleitende Hilfen). Diese Instrumente haben immer 

mehr an Bedeutung gewonnen.  

 

Ergänzung im BBiG: Ausbildungsassistenz muss deswegen ins BBiG aufgenommen werden, um diese 

wichtigen Instrumente zu stärken und ihre Bedeutung für eine erfolgreiche Ausbildung zu betonen. Dies 

könnte ähnlich geschehen wie bei der Berufsausbildungsvorbereitung in den §§ 68 ff.  

Damit wäre diese Assistenz ein regulärer Teil der dualen Ausbildung für die Auszubildenden, die dies 

benötigen, und nicht eine gesetzliche Förder- und Unterstützungsaktivität,  die  im  Sozialgesetzbuch 

verankert ist. 

 

Kommission „Handwerk“ des Kolpingwerkes Deutschland 

Köln, den 10.10.2019 
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